
FBP-Postulat: Regierung soll Erhöhung 
des Betreuungs- und Pflegegelds prüfen 
Die FBP schlägt vier Massnahmen vor, wie sich das Pflegegeld-System verbessern liesse. Die Regierung soll diese Vorschläge nun überprüfen. 

Elias Quaderer 
 
Um mindestens einen Teil der 
anfallenden Kosten abzugelten, 
wenn eine pflegebedürftige 
Person zu Hause betreut wird, 
führte Liechtenstein vor 14 Jah-
ren das Betreuungs- und Pfle-
gegeld (BPG) ein. «Ein Erfolgs-
modell», wie der FBP-Abgeord-
nete Johannes Kaiser an der 
gestrigen Pressekonferenz fest-
hielt. Dies würden auch die ak-
tuelle Zahlen belegen, ergänzte 
sein Parteikollege Wendelin 
Lampert: Seit der Einführung 
des Pflegegelds hat sich die 
Zahl der Bezüger verdreifacht. 
«Das ist aber nicht gratis zu ha-
ben», so Lampert: Das Modell 
kostete 2022 rund 12 Millionen 
Franken, wobei es je hälftig 
durch Land und Gemeinden fi-
nanziert wird. Aber gäbe es die-
se Hilfsleistung nicht, müssten 
einige Betroffene einen deut -
lich teureren stationären Platz 
in einem Pflegeheim in An-
spruch nehmen. Zudem sei es 
für viele Menschen im Land ein 
«Herzenswunsch», dass sie 
möglichst lange zu Hause be-
treut werden. «Ich kenne eini-
ge, die sagen: Ich möchte nicht 
ins Pflegeheim. Wenn es ir-
gendwie geht, möchte ich zu 
Hause bleiben», so Lampert. 

Trotz dieser Lobesworte or-
tet die FBP aber einige Defizite 

bei der derzeitige Ausgestaltung 
des Betreuungs- und Pflege-
gelds. Darum hat sie nun ein 
Postulat eingereicht: Die Regie-
rung soll vier Massnahmen zur 
Verbesserung des BPG prüfen. 

Teuerungsausgleich  
von 5,6 Prozent 
So bemängelt die Bürgerpartei, 
dass seit 2010 die Hilfsleistung 
eingeführt wurde, die Tagessät-

ze auf dem gleichen Niveau ver-
harren: Je nach Schweregrad der 
Beeinträchtigung werden 10 bis 
maximal 180 Franken pro Tag 
ausbezahlt. Die FBP möchte 
nun, dass die Sätze angehoben 
werden: Die Teuerung seit 
2010 – gut 5,6 Prozent – soll aus-
geglichen werden. «Wir haben 
die Renten der Teuerung ange-
passt. Die Anpassung des Kin-
dergelds an die Teuerung haben 

wir in der letzten Landtagssit-
zung in der ersten Lesung bera-
ten. Wieso soll es dann nicht 
auch in diesem Bereich einen 
Teuerungsausgleich geben?», 
meinte Wendelin Lampert. 

Ausnahme für 
schwerstkranke Kinder 
Weiter gilt aktuell, dass das Be-
treuungs- und Pflegegeld nicht 
ausbezahlt wird, wenn der Pfle-

gebedürftige zur Behandlung in 
einem Spital ist. In den meisten 
Fällen möge dies Sinn ergeben: 
«Wenn sie im Spital sind, wer-
den sie ja nicht häuslich be-
treut», so Johannes Kaiser.  

Aber wenn bei Spitalaufent-
halten auch die Betreuenden 
dauerhaft präsent sein müssen, 
könne diese Regelung zu einem 
grossen Problem werden. Zu 
denken sei etwa an Demenz-
kranke, die auch im Spital auf 
die Hilfe ihrer Angehörigen an-
gewiesen seien. Oder ebenfalls 
bei schwerstkranken Kindern 
sei die Anwesenheit von min-
destens einem Elternteil unab-
dingbar. Darum möchte die 
FBP, dass die Regierung Aus-
nahmen prüft: In bestimmten 
Fällen soll das Betreuungs- und 
Pflegegeld auch während eines 
Spitalaufenthalts ausbezahlt 
wer den. 

Anspruch bereits bei halber 
Pflegestunde pro Tag 
Für die Bürgerpartei ist es auch  
vorstellbar, dass bei einer höhe-
ren Pflegestufe die Betroffenen 
Anspruch auf einen Kurzaufent-
halt in einem Pflegeheim ha-
ben – und das Betreuungs- und 
Pflegegeld während dieses 
Heimaufenthalts weiterhin aus-
bezahlt wird. Diese Massnahme 
soll vor allem zur Entlastung der 
Betreuer dienen. «Gerade bei 

schwierigen Pflegesituationen 
kommt es immer wieder vor, 
dass die Betreuer mit der Zeit 
überlastet sind», erklärte der 
Abgeordnete Lampert. Mit ei-
nem Kurzaufenthalt der Pflege-
bedürftigen in einem Heim kön-
ne man den Betreuern eine Ver-
schnaufpause geben.  

Als vierte Massnahme soll 
die Regierung prüfen, ob die Vo-
raussetzungen für das Betreu-
ungs- und Pflegegeld zu senken 
wären. Denn um Anspruch auf 
das Geld zu haben, muss aktuell 
ein Betreuungsbedarf von min-
destens einer Stunde pro Tag 
vorliegen. Die FBP-Abgeordne-
ten fragen sich, ob dies nicht auf 
eine halbe Stunde pro Tag he-
rabgesetzt werden sollte. 

Aber auch wenn die Bürger-
partei bereits konkrete Mass-
nahmen für das Pflegegeld aus-
gearbeitet hat: Mit einem Pos -
tulat liegt es letztlich an der 
Re gierung, zu prüfen, ob sie An-
passungen am BPG für notwen-
dig erachtet. Was, wenn die Re-
gierung zum Schluss kommen 
sollte, dass es keinen Hand-
lungsbedarf gibt? «Sollte die 
Postulatsbeantwortung der Re-
gierung nicht plausibel aus -
fallen, kann man sich durchaus 
denken, auch noch zu anderen 
parlamentarischen Instrumen-
ten zu greifen», schloss der FBP-
Abgeordnete Lampert. 
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